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P O S T U L A T von Markus Späth-Walter (SP, Feuerthalen), Kurt Leuch (EVP, Ober-

engstringen) und Ralf Margreiter (Grüne, Zürich) 
 
betreffend Verordnung Berufsbildungsfonds  
 
__________________________________________________________________________ 
 
 
Der Regierungsrat wird ersucht, die Verordnung über den Berufsbildungsfonds nicht erst - 
wie er Ende Januar 2009 angekündigt hat - per 1. Januar 2011 in Kraft zu setzen, sondern 
so rasch wie möglich, spätestens aber auf Beginn des Ausbildungsjahres 2010/2011. 
 
 Markus Späth-Walter 
 Kurt Leuch 
 Ralf Margreiter 
 
Begründung: 
 
Am 28. September 2008 haben die Stimmberechtigten des Kantons Zürich dem Einfüh-
rungsgesetz zum Bundesgesetz über die Berufsbildung (EG BBG) mit einem Berufsbildungs-
fonds (BBF) zugestimmt. Am 28. Januar 2009 hat der Regierungsrat die Bildungsdirektion 
ermächtigt, ein Vernehmlassungsverfahren über die Verordnung zum EG BBG zu eröffnen. 
Gleichzeitig hat er seine Absicht bekannt gegeben, die Ausführungsbestimmungen über die 
Finanzierung der Berufsbildung, den Berufsbildungsfonds und die Frage der Gebühren, 
Schul- und Kursgelder in je einem eigenen Erlass zu regeln. Während die Verordnung über 
das EG BBG bereits auf Beginn des Schuljahres 2009/2010 in Kraft gesetzt werden soll, 
plant der Regierungsrat, die übrigen Verordnungen, insbesondere jene über den Berufsbil-
dungsfonds, erst auf den 1. Januar 2011 zu erlassen. Damit würden gegen drei Jahre ins 
Land gehen, bevor der Berufsbildungsfonds operativ werden kann. Angesichts der wachsen-
den konjunkturellen Probleme auf dem Lehrstellenmarkt und der rasch zunehmenden Ju-
gendarbeitslosigkeit (Zunahme bei den 15- bis 19-Jährigen zwischen März 2008 und März 
2009 um 21 %) drängt sich eine Beschleunigung der Umsetzungsarbeiten zum EG BBG auf. 
Der Fonds sollte spätestens im Ausbildungsjahr 2010/2011 seine Tätigkeit aufnehmen und 
seine gesetzlichen Aufgaben, die Ausbildungsbetriebe zu unterstützen und Innovationen im 
Bereich der Grundausbildung zu fördern, bereits in der sich abzeichnenden Krise wahrneh-
men können. 
  
Begründung der Dringlichkeit: 
 
Damit der Berufsbildungsfonds bereits in der sich verschärfenden Krise auf dem Lehrstel-
lenmarkt Wirkung erzielen kann, ist eine Beschleunigung der Arbeit an der Verordnung drin-
gend und muss sofort in die Wege geleitet werden. 
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